Es gilt das gesprochene Wort  von Peter Christ    
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Rede zur Haushaltsberatung 2010/2011

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie geht man mit einem Doppelhaushalt und  einem Haushaltkonsolidierungskonzept um, die teilweise gegen die Hessische Gemeindeordnung (HGO) und die Gemeindehaushaltverordnung (GemHVO) verstoßen und Erlasse nicht beachten? 

Es ist ein Doppelhaushalt, der in den 2 Jahren (2010 = -38.067 T€ und 2011 = -57.224 T€) ein Defizit von 95.312 T€ ausweisen wird. Ein Doppelhaushalt, der – lässt man den Faktor der Neubewertung des Spar-kassenanteils und der damit verbundenen Eigenkapitalerhöhung 2008 in Höhe von 41.492 T€ außer acht – in 2011 ein negatives Eigenkapital in 
Höhe von 7.175 T€ (88.137 T€ - 95.312 T€) ausweisen wird. Oder salopp ausgedrückt wir sind „pleite“. Ich benutze diese klaren Worte, da die Situation des Landkreises –wenn ich an die Diskussion um das 
Haushaltskonsolidierungskonzept im Finanzausschuss denke– einigen Damen und Herren der Verwaltung anscheinend noch nicht klar geworden ist. Die Antwort zur eingangs gestellten Frage ist einfach, ablehnen und an die Verwaltungsspitze und den Kreisausschuss zur Überarbeitung zurückgeben. Dass unsere Beanstandungen fundiert sind, bestätigt auch die Ergänzungsvorlage Nr. 3456 (1. Absatz) von SPD und 

Bündnis 90/Die Grünen. Der einzige Unterschied besteht darin, dass wir beim Haushaltskonsolidierungsprogramm die Einhaltung gesetzlicher 

Vorschriften und eine Neuüberarbeitung fordern. Während sie, von SPD und Bündnis 90/Die Grünen den Kreisausschuss darum bitten, zur                            Konkretisierung des Einsparpotentials „eine detaillierte Übersichtsliste incl. den zu erwartenden konkreten finanziellen Auswirkungen vorzulegen“. 

Ich gestehe, dass ich schon neugierig auf die finanzielle Auswirkungen wäre, die bisher durch die vorläufige Haushaltsführung entstanden ist. Im Ausblick des Haushaltes (S.4 ) weist die Verwaltung daraufhin :

Da „kein genehmigter Haushalt vorliegt gilt ab 1.1.2010 die vorläufige Haushaltsführung nach § 114f HGO. Demnach dürfen bis zur Genehmigung des Haushaltes nur Zahlungen geleistet werden, für die eine vertragliche oder rechtliche Verpflichtung besteht oder die für die Weiterführung notwendiger Aufgaben 

unaufschiebbar sind.“  Dieses Zwangssparen – angenommen dass es eingehalten wird - hat einerseits den Vorteil, dass wohl das größte Einsparpotential umgesetzt wird, andererseits allerdings, dass das 

eingeschränktes Verwaltungshandeln zu Lasten von Bürger/innen und Städte und Gemeinden geht.
Aufgrund unserer Erfahrungen bei ähnlichen Forderungen an die Verwaltung zeichnete sich für uns bereits bei der ersten Vorlage ab, dass zur Haushaltsberatung kein qualifiziertes 

Haushaltskonsolidierungsprogramm vorliegen könnte. 

Ohne der Beratung des Konsolidierungsprogramms vorzugreifen, ist es Tatsache, dass auch die neue, geänderte Aufstellung nicht den gesetzlichen Vorschriften entspricht. 

Da wir von der CDU eine weitere in das Haushaltsjahr hineinreichende vorläufige Haushaltsführung im Interesse der Bürger/innen unseres Landkreises für ungeeignet halten, haben wir den Antrag mit der 
Drucksache Nr. 3428 eingebracht. Aus unseren Erkenntnissen vergangener Jahre, bei der Umsetzung von Konsolidierungsprogrammen und ständiger Bekundungen von Sparsamkeit, beantragen wir vorsorglich eine Haushaltssperre von 10 % bis zur Vorlage eines qualifizierten Konsolidierungskonzeptes. Dies erachten wir für notwendig  zur Motivierung der Verwaltung und um Begehrlichkeiten vorzubeugen.
Die Ausführungen zu unserem Antrag im Finanzausschuss zeigten allerdings, dass einige diesen nur oberflächlich zur Kenntnis nahmen. Nur so sind Äußerungen, wie „Verpflichtungen zu „Schulträgeraufgaben“ oder „Rasenmähermethode“ zu verstehen. Bei einem Blick auf unseren Antrag hätte man erkannt, Herr Landrat, dass der Produktbereich 03 (Schulträgeraufgaben) aufgrund der besonderen Situation der Investitionsförderung bei der Haushaltssperre herausgenommen wurde. Auch die „Rasenmähermethode“ greift nicht, da die Ausgabensperre durch ein qualifiziertes Haushaltkonsolidierungsprogramm aufgehoben würde. Man hätte erkannt, dass begründete Ausnahmen und Abweichungen durch eine Zustimmung des Finanzausschusses zu jeder Zeit möglich wären. Wie wichtig auch die Fortschreibung der RP-Auflagen und Stellenbesetzungssperre ist zeigt ein Blick in den Stellenplan. 

Meine  Damen und Herren für uns ist es schon bedenklich, ja fast unverantwortlich, angesichts der katastrophalen finanziellen Haushaltssituation, den Personalbestand um 36,5 Mitarbeiter/innen aufzustocken. Und das meine Damen und Herren
trotz Auslagerungen von Aufgaben an den Eigenbetrieb DaDi – Werk. Die Missachtung der Stellenbesetzungssperre des RP wurde von mir schon öfters beanstandet. Zuletzt Ende 2009 bei der Beratung 

des Prüfungsberichtes 2008 der Kreisagentur für Beschäftigung. Hier liegt einer der Hauptfaktoren  bei der Kostenentwicklung wie ein Blick in die Statistik zeigt. Belief sich 1990 die Gesamtzahl der Beschäftigten auf ca. 476, stieg sie 1999 auf 526,5 und, wie wir dem Haushalt entnehmen können, in 2010 auf 864.

Bei allem Verständnis für die teils freiwillig hinzugenommenen und/oder zugeordneten Aufgaben und die damit ständig „bekundeten“ gestiegen Anforderungen, sind hier meines Erachtens, durch Effizienzsteigerungen, Optimierungen und stärkerer Auslastung auch bei den so genannten „Pflichtaufgaben“ zumindest mittelfristig Einsparpotentiale vorhanden. 
Hier möchte ich auf die Ausführungen der 100. vergleichenden Prüfung des Hessischen Rechnungshofes verweisen, die hier sehr kontrovers 

diskutiert wurden.
 In diesem Zusammenhang komme ich auf den zweiten Teil des Ergänzungsantrages Nr. 3456 von SPD und Bündnis 90/ Grüne. Während wir dem ersten Absatz bei einer getrennten Abstimmung zustimmen können, wundern wir uns schon über ihren Antrag im 2. Absatz.                                                   
Vorab, wir verweigern uns nicht in einer Zusammenarbeit mit ihnen, um die schon seit Jahren von uns geforderte, dringende Haushaltsanierung 

anzupacken. Wohl wissend, dass unter den derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnisse und ohne finanzielle Unterstützungen durch Land und Bund eine Verbesserung nur über Jahrzehnte erreichbar sein wird. Wir folgen hier gerne dem Motto „Besser spät als nie“. 
Allerdings erachten wir den von Ihnen vorgeschlagenen Weg als nicht praktikabel bzw. nicht ausreichend.  

1. Fehlen die Vorausleistungen der Verwaltung bezüglich eines qualifizierten Haushaltskonsolidierungskonzeptes.
2. Vertiefend zu untersuchen sind –leider schon einmal abgelehnt- die vom Hessischen Rechnungshof in der „100. Vergleichende 

Prüfung“ aufgezeigten Einsparpotentiale (Jährlich ca. 8 bis 10 Mio.€) zuzüglich der Einsparmöglichkeiten bei der KFB. Hier darf 
insbesondere auch die bisherige „Organisationsstruktur“ kein Tabu sein.  

3. Diese Unterlagen sollen den Fraktionen im Vorfeld zu einer Meinungsfindung zur Verfügung gestellt werden.

Sollten Sie diesen Ergänzungen und unserem vorläufigem Antrag der vorsorglichen Haushaltssperre von 10 % zustimmen, stimmen wir ihrem Beschlussvorschlag zu.

Aufgrund der Äußerung von Ihnen Herr Landrat Landrates in der Finanzausschusssitzung habe ich allerdings Zweifel an der Ernsthaftigkeit ihres Vorschlages. Auf unsere kritischen Bemerkungen zu ihrem Vorschlag haben wir von Herrn Landrat in der Finanzausschusssitzung mehrfach gehört, dass er 
uns, die anderen Fraktionen,  für die Inkraftsetzung des Haushaltes ja nicht braucht, da er mit seiner „Gefolgschaft“, nämlich ihnen meine Damen und Herrn von SPD, Bündnis 90/Grüne ja die Mehrheit besitzt.

Diese Äußerung zeigt meines Erachtens auch die noch heute innere Einstellung bezüglich Haushaltssanierung und Sparsamkeit und ist meines Erachtens nicht nur ein Relikt der zurückliegenden Jahre. Ein Teil der 
schwierigen finanziellen Situation des Landkreises ist nicht auf die negative wirtschaftliche Entwicklung der letzten 2 Jahre zurückzuführen, sondern ist hausgemacht. Ist entstanden, da Mehreinnahmen durch Kreisumlageerhöhungen in den vergangen Jahren und höhere Berechnungsgrundlagen in den prosperierenden Jahren 2006 bis 2008 mit „vollen Händen“ ausgegeben wurden. Nur der geringste Teil ist in vermögensbildenden Investitionen eingeflossen. 

Zum Haushaltkonsolidierungskonzept nur noch eine Bemerkung an dieser Stelle. Für mich ist nicht nachvollziehbar, dass für den Landkreis andere Regeln gelten sollen als für Städte und Gemeinden. 

Die Kommunalaufsicht des Landkreises teilte diesen am 21.1.2010 mit, „dass defizitäre Kommunen der Aufsichtsbehörde mit jedem Antrag auf Haushaltsgenehmigung eine gesonderte Aufstellung, die für jedes Produkt alle freiwilligen Leistungen konkret bezeichnet und beziffert, vorzulegen“ hat. Eigentlich sollte hier der Landkreis als gutes Beispiel voran gehen. 

Ein weiterer Punkt,  den wir nicht mittragen, ist der eingebrachte Doppel-Haushalt. Die Begründungen auf S.4 des eingebrachten Doppelhaushaltes muss  man sich „auf der Zunge zergehen lassen“ wie der Volksmund sagen würde.  Ich kann es nachvollziehen, dass Sie, Herr Landrat, bei einer Ihrer Besprechungen mit den Bürgermeistern die Empfehlung  eines

Doppelhaushaltes ausgesprochen haben. Und für die eine oder andere Stadt mag es auch Sinn machen, diesen Weg  zu gehen. Bei allem Verständnis für diese Empfehlung, denn schließlich möchte man nicht 

„Alleine auf weiter Flur stehen“, erachten wir diesen Weg angesichts der bereits bestehenden Verschuldung und der hohen Defizite in 2010 und 2011 für völlig ungeeignet. Ich kann auch nachvollziehen, dass man 

gerne vor der nächsten Kommunalwahl der Diskussion um  „politische“ Verantwortung für Defizite, Verschuldung und evtl. Misswirtschaft aus dem Wege gehen möchte.
Nur, meine Damen und Herren, das  wird auch bei den Kommunen, die bereits einen Doppelhaushalt beschlossen haben, nicht funktionieren. Hier hätte ein Blick in das Gesetz  § 7 GemHVO genügt. Diese schreibt vor, dass bei einem Doppelhaushalt 
die Fortschreibung der mittelfristigen Finanz- und Ergebnisplanung vor Beginn des zweiten Haushaltsjahres vorgelegt werden muss.

Die „notwendige Stabilität“ als Argument für einen Doppelhaushalt angesichts der derzeitigen wirtschaftlichen Situation heranzuziehen

scheint mir schon etwas „weltfremd“. Sie selbst Herr Landrat haben in einem Presseartikel am 28. Jan ausgeführt: 

„Angesichts sinkender Gewerbesteuern und Einkommenssteuern könne daher nicht sicher gesagt werden, wie sich die Jahre 2010 und 2011 entwickeln.“ Eine Aussage, die zutrifft! Bereits jetzt nach 2 Monaten, der Haushalt 2010 ist noch nicht verabschiedet, muss dieser durch einen Nachtrag angepasst werden. Wie wir aus der Vorlage entnehmen können liegt hier der Grund nicht nur in der mit dem RP bereits im Vorfeld vereinbarten Erhöhung der Kreisumlage um 0,5 %-Punkte für 

2010 auf 55,6 % und weiteren 0,54 %-Punkte in 2011 auf 56,10 %.

Nur, meine Damen und Herren, wir wissen alle, dass diese Anpassungen nur „ein Tropfen auf einem heißen Stein sind“ und die, noch zu befürchtenden, weiteren Einnahmenausfälle in 2010/2011 nicht auffangen werden. Ich möchte noch einmal ausdrücklich darauf

hinweisen,  dass ohne einen drastischen Sparkurs den Kreisfinanzen der Kollaps droht. Hier hilft auch nicht eine weitere Auslagerung von Aufgaben und  Schulden auf die Eigenbetriebe. Hiermit wird nur den Mitarbeiter/innen, den Verantwortlichen und auch uns eine „Fata Morgana“ der Prosperität vorgegaukelt. So ist zu erklären, dass trotz unserer Mahnungen, die Mehreinnahmen in den „guten Zeiten“ 2006 bis 2008 zum Abbau der Schulden zu verwenden nicht nach 
gekommen wurde und diese wie „Wasser im „Wüstensand“ versickerten. 
Das einzige erfreuliche an diesem Nachtrag ist, dass dieser zur Haushaltsberatung mit eingebracht wird.

Auch die Aussage, „ Dies bedeutet insbesondere bei den Personal- und Sachaufwendungen eine tatsächliche Reduzierung des zur Verfügung 

stehenden Volumens in 2011“ und der damit verbundenen Begründung für den Doppelhaushalt ist meines Erachtens nicht schlüssig. Es sei denn,

dass man extra darauf hinweisen will, dass man 2011 keine zusätzlichen Stellen bzw. Stellenanhebungen vorgesehen hat. Eine Reduzierung hätte 
allerdings einen Stellenabbau impliziert. Nur zur Erinnerung: in 2010 sind neben der qualitativen Änderung bei 36,5 Stellen zusätzlich 21 neue Stellen ohne Schulbereich (+15) vorgesehen. Auch die Ableitung für einen Doppelhaushalt, dass „die 

Mittelbewirtschaftung vorsichtiger und umsichtiger erfolgen wird, da nicht zwangsläufig mit Nachträgen zu rechnen ist“ läuft meines Erachtens ins Leere. Daraus lässt sich einerseits der Umkehrschluss ziehen, dass in der Vergangenheit nicht vorsichtig und umsichtig 

verfahren wurde. Andererseits lässt dies befürchten, dass wir analog 2009 einen Nachtragshaushalt erst zum Jahresende vorgelegt bekommen.

Oder mit anderen Worten ausgedrückt,  Nachträge  so spät vorgelegt werden, dass für entsprechende Maßnahmen im Haushaltsjahr nur noch eine geringe Steuerungs- bzw. Gestaltungsmöglichkeit gegeben ist.

Wir sehen das etwas anders. Gerade die von Ihnen Herr Landrat geforderte „Handlungsfähigkeit“ erfordert eine ständige Aktualisierung und Anpassung der Haushaltsdaten. Das bedeutet Anpassungen im Haushalt 2010, die über Nachträge vorzunehmen sind und deren Auswirkungen evtl. 2011 beeinflussen.                                       

Gerade angesichts des „stürmischen Fahrwasser“ bedingt durch die unsichere wirtschaftliche und steuerliche Entwicklung sowie des sich abzeichnenden finanziellen „Gau“, ist die  Zeit nicht geeignet einen  langfristig festgelegten „Kurs“ zu steuern.

Wir alle wissen, dass die Zahlen in 2011 nicht nur ganz anders aussehen werden, sondern auch in 2010 erhebliche Kurskorrekturen umgesetzt werden müssen. 
Es ist zu begrüßen, dass unsere Verwaltungsspitze als „Dreigestirn“ aufgrund der desolaten finanziellen Situation nicht nur „verwaltungsintern sondern auch auf interkommunaler Ebene zusammenrücken“ will. 
Ich hoffe auf eine offene und faire Zusammenarbeit. Ich stimme Ihnen zu Herr Landrat, dass Sie bei Ihren Ausführungen „Gemeinsam die Finanzkrise meistern“ in  der kommunalen Zusammenarbeit „perspektivisch Möglichkeiten sehen, Einsparungen zu erzielen“.

Allerdings hätte ich mir gewünscht, dass Sie im Interesse unserer Städte und Gemeinden und der kommunalen Zusammenarbeit das Ansinnen des Landkreistages auch öffentlich abgelehnt hätten, die 
Hebesätze für die Kreisumlage auf über 58 % anzuheben.  

Ich habe  versucht, sie liebe Kollegen/innen nicht mit Zahlen zu überfrachten. Ich bin auch bewusst nicht auf die eine oder andere Zahl eingegangen, die nicht nur hinterfragt werden könnte, sondern meines Erachtens Einsparmöglichkeiten  enthält. Ich möchte der Verwaltung danken, die versucht hat, trotz der gravierenden Veränderungen im formalen Haushaltsrecht, uns einen Überblick und die 

Vergleichbarkeit zu den abgelaufenen Jahren zu ermöglichen. 

Ich habe versucht nicht die große Politik, deren Fehlentscheidungen, die wirtschaftlich schwierige Situation, die unzureichenden finanziellen Ausstattungen auf den verschiedenen Ebenen und die 

Kostenverlagerungen durch Aufgabenverlagerungen auf untere Ebenen ohne  ausreichender finanzieller Ausstattung anzusprechen.

Ich habe bewusst nicht das meines Erachtens zu eng geknüpfte soziale 
Netz und die Unterbewertung der Eigenverantwortung angesprochen. Sondern habe mich damit beschäftigt, was können wir in unserem bescheidenen Rahmen dazu tun, um wie von anderen geforderten Einsparungen selbst anzupacken. Wohl wissend, dass wir aufgrund der hohen Verschuldung ohne Hilfe von Land und Bund, diese auch mittelfristig nicht „groß“ reduzieren,  geschweige ausgleichen können.
Wir bieten Ihnen und der Verwaltung unsere Hilfe an, den „steinigen“ Weg des Sparens gemeinsam zu gehen, „Heilige Kühe“,  liebgewordene Annehmlichkeiten auf dem „Opferstein des Sparens“ anzufassen. Die entwickelte „Allfürsorge“ unseres Landkreises auf die wirklich Bedürftigen zu fokussieren. Ich halte nicht viel von Pessimismus, aber optimistisch kann ich nur nach vorne schauen, wenn ich die Wahrheit kenne und mich nicht  selbst belüge. Oder anders ausgedrückt, dass ich selbst etwas tue und nicht nur mit dem Finger auf andere deute und ihnen die Schuld zu schiebe,  auch wenn ein „Körnchen Wahrheit“ dabei sein mag. Daher unsere Aufforderung an Sie, stimmen sie unseren Anträgen zu, wie auch wir ihren Anträgen zustimmen, die ernsthaft das eigene Sparpotential ohne Vorauswahl erst einmal ermitteln sollen.

Nur dann macht es Sinn  gemeinsam mit der Verwaltung -in einer nicht öffentlichen Sitzung- einzelne Sparmöglichkeiten zu bewerten und zu entscheiden.
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